
Sozialgericht Dortmund Postfach 105003 44047 Dortmund 

Herrn 
Ralf Sommerfeld 
Lünkerhohl 13 a 
58644 lserlohn 

Sozialgericht Dortmund 
Geschäftsstelle 

06.04.201 0 
Seite 1 von 2 

Aktenzeichen: 
S 10 AS 1467/10 ER 

(VNR: 197394) 

(bei Antwort bitte angeben) 

Bearbeiter: 
Frau Hoppe-Beckmann 

Telefon 0231 541 5-527 

Telefax 0231 5415 509 

- 
S 10 AS 1467/10 ER: Ralf Sommerfeld .I. Arbeitsgemeinschaft 
Märkischer Kreis - Widerspruchsstelle - 

Sehr geehrter Herr Sommerfeld, 

der Antrag vom 30.03.201 0 ist hier am 01.04.201 0 eingegangen. 

Das Verfahren wird unter dem Aktenzeichen S 10 AS 1467/10 ER 
geführt. Dieses Aktenzeichen ist bei allen Eingaben anzugeben. Teilen 
Sie bitte Anschriftenänderungen sofort mit und übersenden Sie alle 
Schriftsätze sowie nach Möglichkeit auch beigefügte Unterlagen 
2-fach. Falls Mehrausfertigungen und Anlagen nachgereicht werden 
sollen, ist dies kenntlich zu machen. Werden die erforderlichen 
Ablichtungen nicht eingereicht, können die Kosten für deren 
Anfertigung eingezogen werden. 

Bitte übersenden Sie: 
Dienstgebäude: 
Ruhrallee 1-3 
44139 Dortrnund 
Telefon 0231 5415-1 
Telefax 0231 5415-509 

Um Erledigung innerhalb von 1 Woche wird gebeten. 
www.sg-dortmund.nrw.de 
www.sozialgerichtsbarkeit.de 

Sollten Sie diese Frist nicht einhalten können, teilen Sie bitte unter 
Angabe der Hinderungsgründe den voraussichtlichen Zeitpunkt mit. Sie erreichen das Gericht 

mit den Stadtbahnlinien 
U41, U45, U47, U49, 
S-Bahn 

Nach derzeitiger Rechtslage ist die Einreichung von schriftlichen (Haltestelle Stadthaus), 
Erklärungen (Schriftsätzen) per E-Mail im sozialgerichtlichen Verfahren Sprechzeiten: 
unzulässig. Wenn Sie sicherstellen wollen, dass Ihre schriftlichen Mo.-Fr. 8:30-13:30 Uhr 

Äußerungen zu den Verfahrensakten gelangen, übersenden Sie diese Öffnungszeiten: 

bitte per Post oder Telefax. Mo.-Do. 8:00-16:00 Uhr, 
Fr. 8:00-15:00 Uhr 



Sozialgericht Dortmund 
Geschäftsstelle 

06.04.201 0 
Seite 2 von 2 

Mit freundlichen Grüßen 
Auf Anordnung 
Hoppe-Beckmann 
Regierungsbeschäftigte 
(Maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig) 

Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass die allgemeinen Daten des Verfahrens mittels 

elektronischer Datenverarbeitung gespeichert und verwendet werden. Der Schutz vor 

unberechtigtem Zugriff und Abruf der Daten durch unbefugte Personen ist 

gewährleistet. 



Sozialgericht Dortmund 
Geschäftsstelle 

Sozialgericht Dortrnund Postfach 105003 44047 Dortmund 

Herrn 
Ralf Sommerfeld 
Lünkerhohl 13 a 
58644 lserlohn 

13.04.201 0 
Seite 1 von 1 

Aktenzeichen: 
S 10 AS1467/10 ER 

(VNR: 197394) 
(bei Antwort bitte angeben) 

Bearbeiter: 
Frau Hoppe-Beckrnann 

Telefon 0231 541 5-527 
Telefax 0231 541 5-509 

- 
S 10 AS 1467/10 ER: Ralf Sommerfeld ./. Arbeitsgemeinschaft 
Märkischer Kreis - Widerspruchsstelle - 
Anlage 
1 

Sehr geehrter Herr Sommerfeld, 

als Anlage wird übersandt: 

- Schriftsatz vom 09.04.201 0 

Es bleibt Ihnen freigestellt, hierzu Stellung zu nehmen. 
 

ES wird gleichzeitig an Übersendung der PKH-Unterlagen erinnert und 
um Mitteilung gebeten, welcher Rechtsanwalt im Falle der Bewilligung 
von Prozesskostenhilfe beigeordnet werden soll. 

Um Erledigung innerhalb von 1 Woche wird gebeten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Auf Anordnung 
Hoppe-Beckmann 
Regierungsbeschäftigte 
(Maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig) 

Dienstgebäude: 
Ruhrallee 1-3 
44139 Dortrnund 
Telefon 0231 541 5-1 
Telefax 0231 541 5-509 

Sie erreichen das Gericht 
mit den Stadtbahnlinien 
U41, U45, U47, U49, 
S-Bahn 
(Haltestelle Stadthaus). 

Sprechzeiten: 
Mo.-Fr. 8:30-13:30 Uhr 

Öffnungszeiten: 
Mo.-Do. 8:00-16:00 Uhr, 
Fr. 8:00-13:00 Uhr 



Märkischer Kreis 
Der Geschäftsführer 

ARGE MK - Dienststelle Iserlohn, Postfach 1152, 58581 Iserlohn Widerspruchs- und Klagestelle 

Ihr Zeichen:      S 10 AS 1467/10 ER  
Ihre Nachricht: 06.04.2010 

- Mein Zeichen: 4982 - 35502BG0006214 
- eR 26/10 

. 

Festnetzpreis 3.9 ct/min, Mobilfunkpreise höchstens 42 ct/min 

. ... . (Bei jeder Antwort bitte angeben) 
Sozialgericht Dortmund . . ... . I 

Rechtsstreit Ralf Sommerfeld ./.  ARGE MK - Dienststelle Iserlohn, S 10 AS 1467/10 ER 

Ruhrallee 3 
44139 Dortmund 

. 

In dem einstweiligen Rechtsschutzverfahren wird beantragt, 

Name: Herr Bierhoff 
Durchwahl: 02371 905 853 
Telefax: 02371 905 859 

1. den Antrag abzulehnen und 
2. zu entscheiden, dass Kosten gem. § 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG) nicht zu erstatten 

sind. 

E-Mail: ARGE-MK.SGG-AIgII@arge-sgb2.de 
Datum: 09.04.201 0 

Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz kann keinen Erfolg haben. 

Gemäß § 39 Nr. 1 SGB II haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen einen Verwal- 
tungsakt, der über Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende entscheidet, keine 
aufschiebende Wirkung. 

Davon kann nur abgewichen werden, wenn ein überwiegendes Interesse des durch den 
Verwaltungsakt Belasteten feststellbar ist. Die Anordnung der aufschiebenden Wirkung ge- 
mäß § 86b Abs. 1 S. 1  Nr. 2 SGG muss deshalb eine mit gewichtigen Argumenten zu begrün- 
dende Ausnahme bleiben. 

Eine solche Ausnahme liegt jedoch nicht vor. 

Bei der Anordnung der aufschiebenden Wirkung in den Fällen des § 86a Abs. 2 Nr. 1 bis 4 
SGG, in denen wie hier der Rechtsbehelf von Gesetzes wegen keine aufschiebende Wirkung 
hat, ist die Entscheidung des Gesetzgebers, den abstrakten öffentlichen Interessen den Vor- 
rang einzuräumen, zu beachten. In analoger Anwendung des § 86a Abs. 3 S. 2 SGG sind Er- 
folgsaussichten des Rechtsbehelfs zugunsten des Antragstellers nur zu berücksichtigen, 
wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes bestehen, der Erfolg in 
der Hauptsache also überwiegend wahrscheinlich ist. 

Dlenstgebäude Telefon Bankverbindung Öffnungszeiten 
Friedrichstr. 59-61 02371 905 750 Regionaldirektion Nordrhein- Mo -Mi 7.30 - 12.30 Uhr 
58636 lserlohn Telefax Bundesbank Do 7.30 - 18.00 Uhr 

0180 1 W256950 799 ' BLZ 43000000 Fr 7.30- 12.30 Uhr 
Kto.Nr. 43001601 

lnternet BIC: MARKDEF143O 
www.arge-mk.de IBAN: 

DE47430000000043M)1601 



Vorliegend bestehen weder ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes 
noch ist/wäre der Erfolg in der Hauptsache überwiegend wahrscheinlich. 

Der Antragsteller hat sich wiederholt nicht an Verpflichtungen, die sich aus den abgeschlos- 
senen Eingliederungsvereinbarungen ergeben haben, gehalten. 

Nach § 2 SGB II soll der erwerbsfähige Hilfebedürftige (hier: der Antragsteller) entsprechend 
des verankerten Grundsatz des Forderns verpflichtet werden, konkrete Schritte zur Beendi- 
gung seiner Hilfebedürftigkeit zu unternehmen. Er hat sich nicht nur vorrangig und eigeniniti- 
ativ um die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit zu bemühen, sondern auch aktiv an allen Maß- 
nahmen mitzuwirken, die seine Eingliederung unterstützen. Kommt er seinen insoweit beste- 
henden Obliegenheiten ohne wichtigen Grund nicht nach, so hat dies Sanktionen in Form 
einer Minderung oder des Wegfalls der Leistung zur Folge. Gleiches gilt im Falle weiterer 
Pflichtverletzungen. 

Hierzu bestimmt § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b SGB II, dass das Arbeitslosengeld II un- 
ter Wegfall des Zuschlages nach § 24 SGB II in einer ersten Stufe um 30 vom Hundert der 
für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 SGB II maßgebenden Regelleistung ab- 
gesenkt wird, wenn er sich trotz Belehrung über die Rechtsfolgen weigert, in der Eingliede- 
rungsvereinbarung festgelegte Pflichten zu erfüllen, insbesondere in ausreichendem Umfang 
Eigenbemühungen nachzuweisen. 

Nach § 31 Abs. 3 S. 1 U. 2 SGB II wird das Arbeitslosengeld II um 100 vom Hundert gemin- 
dert. 

Mit dem Antragsteller wurde entsprechend § 2 SGB II am 27.08.2009 eine Eingliederungs- 
vereinbarung (EV) abgeschlossen. Mit Abschluss der EV hat sich der Antragsteller verpflich- 
tet, in der Zeit vom 27.08.2009 bis 30.1 1.2009 mindestens 6 Bewerbungsbemühungen um 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu bemühen und diese bis zum 
04.12.2009 nachzuweisen. Der Antragsteller hat jedoch, nachdem er bereits zuvor entgegen 
der abgeschlossenen EV vom 07.04.2009 keine (ausreichenden) Bewerbungsbemühungen 
unternommen hat und er bereits zu diesem Zeitpunkt auf die Folgen einer erneuten Pflicht- 
verletzung hingewiesen wurde, nunmehr erneut keine Bewerbungsbemühungen unternom- 
men bzw. nachgewiesen. 

Für das pflichtwidrige Verhalten hatte der Antragsteller auch keinen wichtigen Grund vorge- 
tragen bzw. nachgewiesen. Hierfür ist es auch unerheblich, ob eine EV ,,freiwilligu abge- 
schlossen wurde oder ob sich diese Verpflichtung aus einer EV per Verwaltungsakt ergibt. 

Der Antragsteller wurde auch hinreichend und bestimmt über die Rechtsfolgen belehrt. Denn 
sowohl mit dem Sanktionsbescheid vom 05.08.2009 und mit der abgeschlossenen EV vom 
27.08.2009 wurde der Antragsteller darüber informiert, dass die in der EV festgelegten 
Pflichten zu erfüllen sind, insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemühungen nach- 
zuweisen, und dass bei pflichtwidrigem Verhalten die Leistung ganz entfällt. 

Die Antragsgegnerin teilt darüber hinaus mit, dass 
- die bisherigen Entscheidungen des BSG vom 18.02.201 0, Az.: B 14 AS 53/08 R, vom 

17.12.2009, B 4 AS 20/09 R und B 4 AS 30/09 R, andere, einzelspezifische Sachver- 
halte betrafen, 

- die Entscheidung des BSG vom 18.12.2009 bisher im Volltext nicht vorliegt und somit 
unklar ist, welchen Inhalt die Rechtsfolgenbelehrung in dem dort streitgegenständli- 
chen Fall hatte und 

- dass eine ,,Übermaßregelung" unschädlich ist. 

Die Voraussetzungen für die Absenkung des Arbeitslosengeldes II um 100 vom Hundert der 
maßgebenden Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhaltes sind daher erfüllt. Im Üb- 

Chef
Hervorheben



rigen wurde der Antragsteller auf die Vorschrift des § 31 Abs. 3 S. 6 SGB II hingewiesen; 
Leistungen wurden auch schon entsprechend erbracht. 

Im Übrigen ist nach der Antragsschrift nicht davon auszugehen, dass der Antragsteller juris- 
tisch völlig unbedarft ist. Des Weiteren erfolgte die Festsetzung der Sanktion nicht unvermit- 
telt. 

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist daher abzulehnen. 

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf den Inhalt der Leistungsakte sowie die Aus- 
führungen in dem Widerspruchsbescheid vom 09.03.2010 verwiesen. 

Im Auftrag 

Bierhoff 

Anlagen 
2 Abdrucke 
Alg II - Akte 35502BG0006214 (Blatt 1 - 359) 



Sozialgericht Dortmund Postfach 105003 44047 Dortrnund 

Herrn 
Ralf Sommerfeld 
Lünkerhohl 13 a 
58644 Iserlohn 

Sozialgericht Dortmund 
Geschäftsstelle 

15.04.2010 
Seite 1 von 1 

Aktenzeichen: 
S 10 AS 1467/1 0 ER 
(VNR : 197394) 
(bei Antwort bitte angeben) 

Bearbeiter: 
Frau Hoppe-Beckmann 

Telefon 0231 5415-527 
Telefax 0231 541 5-509 

- 
S 10 AS 1467/10 ER: Ralf Sommerfeld ./. Arbeitsgemeinschaft 
Märkischer Kreis - Widerspruchsstelle - 
Anlagen 
2 

Sehr geehrter Herr Sommerfeld, 

als Anlage wird übersandt: 

- Schriftsatz vom 15.04.201 0 
- Schriftsatz vom 1 4.04.201 0 

Gleichzeitig wird um Übersendung eines aktuellen ALG Il-Bescheides 
zur Vervollständigung der PKH-Unterlagen gebeten. 

Um Erledigung innerhalb von 1 Woche wird gebeten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Auf Anordnung 
Hoppe-Beckmann 
Regierungsbeschäftigte 
(Maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig) 

Dienstgebäude: 
Ruhrallee 1-3 
44139 Dortmund 
Telefon 0231 5415-1 
Telefax 0231 5415-509 

Sie erreichen das Gericht 
mit den Stadtbahnlinien 
U41, U45, U47, U49, 
S-Bahn 
(Haltestelle Stadthaus). 

Sprechzeiten: 
Mo.-Fr. 8:30-13:30 Uhr 

Öffnungszeiten: 
Mo.-Do. 8:00-16:00 Uhr, 
Fr. 8:00-15:00 Uhr 



. , . , 

Märkischer Kreis 
Der Geschäftsführer 

ARGE MK - Dienststelle Iserlohn. Postfach 1152. 58581 laarlohn Widerspruchs- und Klagestelle 

Ihr Zeichen: S 10 AS 1467/10 ER 
Ihre Nachricht: 13.04.2010 
Mein Zeichen: 4982 - 35502BG0006214 

eR 26/10 
- 

.. . . . Sozialgericht Dortmund 
Ruhrallee 3 . . , Name: Herr Bierhoff 

' 

, , . , ,., 441 39 Dortmund , Durchwahl: 02371 905 853 

Nur mit Fax: 0231-541  5509 Telefax: 02371 905 859 . . -  
,                  E-mail:     ARGE-MK.SGG-AIgII@arge-sgb2.de 

I 
! 

Datum: 14.04.2010 

Rechtsstreit Ralf Sommerfeld ./. ARGE MK - Dienststelle lserlohn 
S 10 AS 1467/10 ER 

Die Antragsgegnerin übersendet eine Kopie der unterschriebenen Eingliederungsvereinba- 
runug vom 27.08.2009. 

Bierhoff 

Telefon Bankverbindung 
02371 750 -Mi 

Bundesbank 7.30 . Uhr 
1 799 Fr 7.30 - 12.50 

43001801 




